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ERSTER TEIL  
ORGANE DER GEMEINDE 

§1
Organe der Gemeinde 

Organe der Gemeinde sind der Stadtrat und der Ober-
bürgermeister. 

ERSTER ABSCHNITT  
Stadtrat 

§2
Rechtsstellung und Aufgaben 

des Stadtrates 
Der Stadtrat ist die Vertretung der Bürger und das Haupt-
organ der Gemeinde. Er führt die Bezeichnung Stadt-
rat. Der Stadtrat legt die Grundsätze für die Verwaltung 
der Gemeinde fest und entscheidet über alle Angelegen-
heiten der Gemeinde, soweit nicht der Oberbürgermeis-
ter kraft Gesetzes zuständig ist oder ihm der Stadtrat be-
stimmte Angelegenheiten überträgt. Der Stadtrat über-
wacht die Ausführung seiner Beschlüsse und sorgt beim 
Auftreten von Missständen in der Gemeindeverwaltung 
für deren Beseitigung durch den Oberbürgermeister. 

§3
Zusammensetzung des Stadtrates

(1)	Der Stadtrat besteht aus den Stadträten und dem 
Oberbürgermeister als Vorsitzenden.

(2)	Die Zahl der Stadträte wird gemäß § 29 SächsGe-
mO auf 22 Stadtratsmitglieder festgelegt.

§4
Beschließende Ausschüsse

(1)	Es werden folgende beschließende Ausschüsse ge-
bildet: 

	 Nr. 1 der Verwaltungsausschuss, 
	 Nr. 2 der Technische Ausschuss.
(2)	Jeder dieser Ausschüsse besteht aus dem Oberbür-

germeister als Vorsitzenden und 11 weiteren Mit-
gliedern des Stadtrates. Der Stadtrat bestellt die 
Mitglieder der Ausschüsse und deren Stellvertreter 
in gleicher Zahl widerruflich aus seiner Mitte.

(3) Den beschließenden Ausschüssen werden die in 
den §§ 6 und 7 dieser Satzung bezeichneten Aufga-
bengebiete zur dauernden Erledigung übertragen. 
Im Rahmen ihrer Zuständigkeit entscheiden die be-
schließenden Ausschüsse an Stelle des Stadtrates. 
Innerhalb ihres Geschäftskreises sind die beschlie-
ßenden Ausschüsse zuständig für:
Nr. 1	 die Zustimmung zu über- und außerplanmä-

ßigen Auszahlungen von mehr als 25.000 €, 
aber nicht mehr als 50.000 € im Einzelfall, 
soweit sie nicht innerhalb des Budgets ge-
deckt werden können, 

Nr. 2 	 die Zustimmung zu über- und außerplanmä-
ßigen Aufwendungen von mehr als 25.000 
€, aber nicht mehr als 50.000 € im Einzel-
fall, soweit die wirtschaftliche Verursachung 
noch nicht eingetreten ist und eine Deckung 
innerhalb des Budgets nicht möglich ist,

Nr. 3	 die Bestätigung der über- und außerplanmä-
ßigen Aufwendungen von mehr als 25.000 €, 

 aber nicht mehr als 50.000 € im Einzelfall, 
soweit deren wirtschaftliche Verursachung 
bereits eingetreten ist und eine Deckung in-
nerhalb des Budgets nicht möglich ist.

(4)	Soweit sich die Zuständigkeit der beschließenden 
Ausschüsse nach Wertgrenzen bestimmt, beziehen 
sich diese auf den einheitlichen wirtschaftlichen 
Vorgang. Die Zerlegung eines solchen Vorgangs 
in mehrere Teile zur Begründung einer anderen 
Zuständigkeit ist nicht zulässig. Bei voraussehbar 
wiederkehrenden Leistungen bezieht sich die Wert-
grenze auf den Jahresbetrag.

(5)	Die Bildung der beschließenden Ausschüsse er-
folgt nach § 42 Abs. 2 SächsGemO. Näheres regelt 
die Geschäftsordnung.

§5
Beziehungen zwischen dem Stadtrat und 

beschließenden Ausschüssen
(1)	Ergibt sich, dass eine Angelegenheit für die Ge-

meinde von besonderer Bedeutung ist, können 
die beschließenden Ausschüsse die Angelegenheit 
dem Stadtrat mit den Stimmen eines Fünftels al-
ler Mitglieder zur Beschlussfassung unterbreiten. 
Lehnt der Stadtrat eine Behandlung ab, entscheidet 
der zuständige beschließende Ausschuss.

(2)	Der Stadtrat kann jede Angelegenheit an sich zie-
hen und Beschlüsse der beschließenden Ausschüs-
se, solange sie noch nicht vollzogen sind, ändern 
oder aufheben. Der Stadtrat kann den beschlie-
ßenden Ausschüssen allgemein oder im Einzelfall 
Weisungen erteilen.

(3)	Angelegenheiten, deren Entscheidung dem Stadt-
rat vorbehalten ist, sollen den beschließenden Aus-
schüssen innerhalb ihres Aufgabengebietes zur 
Vorberatung zugewiesen werden. Auf Antrag des 
Vorsitzenden oder eines Fünftels aller Mitglieder 
des Stadtrates sind sie dem zuständigen beschlie-
ßenden Ausschuss zur Vorberatung zu überweisen.

(4)	 Widersprechen sich die noch nicht vollzogenen Be-
schlüsse zweier Ausschüsse, so hat der Oberbürger-
meister den Vollzug der Beschlüsse auszusetzen und 
die Entscheidung des Stadtrates herbeizuführen.

§ 6
Verwaltungsausschuss

(1) Der Geschäftskreis des Verwaltungsausschusses 
umfasst folgende Aufgabengebiete:
Nr. 1 	 Personalangelegenheiten, allgemeine Ver-

waltungsangelegenheiten,
Nr. 2	 Finanz- und Haushaltswirtschaft ein-

schließlich Abgabenangelegenheiten, 
Nr. 3	 Schulangelegenheiten, Angelegenheiten 

nach dem Kindertagesstättengesetz, 
Nr.	 4 soziale und kulturelle Angelegenheiten, 

Nr. 5	 Gesundheitsangelegenheiten,
Nr. 6 	 Marktangelegenheiten
Nr. 7	 Verwaltung  städtischen Liegenschaften 

einschließlich der Waldbewirtschafturig, 
Jagd, Fischerei und Weide,

Nr. 8 	 alle übrigen Angelegenheiten, für die nicht 
nach § 7 Abs. 1 dieser Satzung der Techni-
sche Ausschuss zuständig ist.

(2) In seinem Geschäftskreis entscheidet der Verwal-
tungsausschuss über:
Nr. 1 die Ernennung, Einstellung, Höhergrup-

pierung, Entlassung von Beamten der 
Laufbahngruppe gehobener Dienst Be-
soldungsgruppen A 10 und A 11 und von 
Beschäftigten der Entgeltgruppen TvöD 10 
und 11, 

Nr. 2 	 die Bewilligung von nicht durch das Bud-
get gedeckten Zuschüssen von mehr als 
2.500 €, aber nicht mehr als 5.000 € im 
Einzelfall, 

Nr. 3 	 die Vergabe von Aufträgen für Lieferungen 
und Dienstleistungen - ausgenommen Bau-
leistungen - bei Auftragswerten von mehr 
als 50.000 €, aber nicht mehr als 100.000 € 
im Einzelfall, 

Nr. 4 	 die Stundung von Forderungen der Stadt 
ab einem Betrag von 25.000 € im Einzel-
fall, 

Nr. 5 	 den Verzicht auf Ansprüche/ Erlass von 
Ansprüchen der Stadt oder die Nieder-
schlagung solcher Ansprüche bei einem 
Betrag von mehr als 10.000 €, aber nicht 
mehr als 75.000 € im Einzelfall, 

Nr. 6 	 die Führung von Rechtsstreitigkeiten, 
wenn der Streitwert im Einzelfall mehr als 
250.000 €, aber nicht mehr als 500.000 € 
beträgt, 

Nr. 7 	 den Abschluss von gerichtlichen und 
außergerichtlichen Vergleichen bei einem 
Wert des Verzichts, der Anerkennung 
oder des Zugeständnisses über gesetzliche 
Wertgrenzen hinaus von mehr als 10.000 €, 
aber nicht mehr als 75.000 € im Einzelfall, 

Nr. 8 	 die Veräußerung, den Erwerb und Tausch 
von beweglichem Vermögen sowie von 
Grundeigentum oder grundstücksgleichen 
Rechten, wenn der Buchwert mehr als 
25.000 €, aber nicht mehr als 100.000 € im 
Einzelfall beträgt, 

Nr. 9	 die dingliche Belastung von Grundeigen-
tum oder grundstücksgleichen Rechten 
sowie Löschungen und Rangrücktritte, 
wo Rechte noch vorhanden sind, wenn der 
Buchwert mehr als 12.500 €, aber nicht 
mehr als 250.000 € im Einzelfall beträgt,

Nr. 10	 Verträge über die Nutzung von bewegli-
chem Vermögen sowie von Grundstücken, 
ausgenommen stadteigener Wohnungen 
und Garagen, bei einem jährlichen Miet- 
oder Pachtwert von mehr als 7.500 €, aber 
nicht mehr als 75.000 € im Einzelfall,

Nr. 11	 die Veräußerung von sonstigen Teilen des 
Anlagevermögens im Buchwert von mehr 
als 10.000 €, aber nicht mehr als 100.000 € 
im Einzelfall,

Nr. 12	 den Abschluss von Verträgen mit Orga-
nisations- und Wirtschaftsberatern, Gut-
achtern sowie Rechtsanwaltskanzleien bei 
einem Honorar von mehr als 25.000 €, aber 
nicht mehr als 75.000 € im Einzelfall,

Nr. 13	 den Abschluss von Wartungsverträgen bei 
einem Jahresbetrag von mehr als 25.000 € 
im Einzelfall,

Nr. 14	 den Erwerb von Kunstgegenständen und 
die künstlerische Gestaltung durch Plas-
tiken und ähnlichen Schmuck bei einem 
Wert von mehr als 5.000 €, aber nicht mehr 
als 25.000 €,

Nr. 15	 die Entscheidung über die Annahme oder 
Vermittlung von Spenden, Schenkungen 
und ähnlichen Zuwendungen zugunsten 
von Museen, Bibliotheken, und Archiven, 
deren Träger die Gemeinde ist, sowie für 
die Annahme oder Vermittlung von Spen-
den, Schenkungen und ähnlichen Zuwen-
dungen gemäß § 73 Abs. 5 SächsGemO 
im Einzelfall von mehr als 50 €, aber nicht 
mehr als 1.000 € je Zuwendung, sofern 
die Entscheidung nicht gemäß§ 12 Absatz 
2 Nr. 25 dieser Satzung dem Oberbürger-
meister obliegt.

§7
Technischer Ausschuss

(1)	Der Geschäftskreis des Technischen Ausschusses 
umfasst folgende Aufgabengebiete: 
Nr. 1	 Bauleitplanung, Städtebauförderung und 

Bauwesen (Hoch- und Tiefbau, Vermes-
sung),

Nr. 2	 Versorgung und Entsorgung,
Nr. 3	 Verkehrswesen,
Nr. 4	 Straßenbeleuchtung, technische Verwal-

tung der Straßen, Fuhrpark,
Nr. 5	 Brand-, Zivil- und Katastrophenschutz,
Nr. 6	 technische Verwaltung stadteigener Ge-

bäude,
Nr. 7	 Sport-, Spiel-, Bade-, Freizeiteinrichtun-

gen, Park- und Gartenanlagen,
Nr. 8	 Umweltschutz, Landschaftspflege und Ge-

wässerunterhaltung,
Nr. 9	 Friedhofs- und Bestattungsangelegenheiten.

(2)	 In seinem Geschäftskreis entscheidet der Techni-
sche Ausschuss über:
Nr. 1 	 die Zulassung von Ausnahmen von der 

Veränderungssperre, 
Nr. 2 	 die Zulassung von Ausnahmen und die Er-

teilung von Befreiungen von den Festset-
zungen des Bebauungsplanes, 

Nr. 3 	 die Zulassung von Vorhaben während der 
Aufstellung eines Bebauungsplanes,

Nr. 4 	 die Zulassung von Vorhaben innerhalb der 
im Zusammenhang bebauten Ortsteile, 
wenn die jeweilige Angelegenheit für die 
städtebauliche Entwicklung von grund-
sätzlicher Bedeutung oder von besonderer 
Wichtigkeit ist, 

Nr. 5 	 die Zulassung von Vorhaben im Außen-
bereich, wenn die jeweilige Angelegenheit 
für die städtebauliche Entwicklung von 
grundsätzlicher Bedeutung oder von be-
sonderer Wichtigkeit ist, 

Nr. 6 	 die Teilungsgenehmigungen, wenn sie Bau-
maßnahmen von grundsätzlicher städtebauli-
cher Bedeutung und besonderer Wichtigkeit 
nach sich ziehen, sofern eine Genehmigung 
durch die Stadt erforderlich ist, 

Nr. 7 	 Anträge auf Zurückstellung von Baugesu-
chen nach§ 15 BauGB, 

Nr. 8 	 die Planung und Ausführung von kommu-
nalen Bauvorhaben, die Art und Weise der 
Ausführung und das Finanzierungsmodell 
(Baubeschluss) bei voraussichtlichen oder 
tatsächlichen Gesamtbaukosten von mehr 
als 50.000 €, aber nicht mehr als 150.000 
€ im Einzelfall, 

Nr. 9 	 die Vergabe von Lieferungen und Leis-
tungen für die Bauausführung (Ver-
gabebeschluss) nach der Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen bei 
Auftragswerten von mehr als 50.000 €, 
aber nicht mehr als 150.000 € im Einzel-
fall,

Nr. 10 	 die Anerkennung der Schlussrechnung 
(Abrechnungsbeschluss) von Bauvorhaben 
bei einer Gesamtsumme von mehr als 
50.000 €, aber nicht mehr als 150.000€ im 
Einzelfall,

Nr. 11 	 die Erteilung von Genehmigungen und 
Zwischenbescheiden für Vorhaben und 
Rechtsvorgänge nach dem zweiten Ka-
pitel des Baugesetzbuches (besonderes 
Städtebaurecht) bei Modernisierungs- und 
lnstandsetzungsmaßnahmen bei einem 
Eigenanteil der Stadt von mehr als 50.000 
€, aber nicht mehr als 150.000 € im Ein-
zelfall, bei Sicherungs- und Abbruchmaß-
nahmen bei einem Eigenanteil der Stadt 
von mehr als 25.000 €, aber nicht mehr als 
125.000 € im Einzelfall,

Nr. 12 	 beantragte Stellplatzablösungen bei einer 
Größenordnung von mehr als 10 Stel !plät-
zen,

Nr. 13 	 den Abschluss von Verträgen mit Architek-
ten, Ingenieuren und Gutachtern bei einem 
Honorar von mehr als 25.000 € im Einzelfall,

Nr. 14 	 die Vergabe von Lieferungen und Leis-
tungen nach der Vergabe- und Vertrags-
ordnung für Leistungen - ausgenommen 
Bauleistungen - bei einer voraussichtlichen 
Gesamtsumme von mehr als 50.000 €, aber 
nicht mehr als 100.000 € im Einzelfall, 
soweit die Zuständigkeit des Verwaltungs-
ausschusses nicht betroffen ist.

§8
Mitwirkung sachkundiger Einwohner in den 

beschließenden Ausschüssen
(1) Der Stadtrat kann sachkundige Einwohner wider-

ruflich als beratende Mitglieder in die beschließen-
den Ausschüsse auf Vorschlag der Fraktionen des 
Stadtrates berufen.

(2) Die Zahl der sachkundigen Einwohner in den ein-
zelnen Ausschüssen ist grundsätzlich auf vier zu 
beschränken.

§9
Beratende Ausschüsse

(1)	Es wird folgender beratender Ausschuss gebildet: 
Nr. 1 Jugend- und Sozialausschuss

(2)	Durch Beschluss des Stadtrates können weitere be-
ratende Ausschüsse gebildet werden.

Hauptsatzung der Stadt Torgau 
Aufgrund von§ 4 Abs. 2 der Sächsischen Gemeindeordnung (SächsGemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBI. S. 62), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Februar 2022 (SächsGVBI. S. 134) geändert worden ist, hat der Stadtrat der Stadt Torgau in seiner 

Sitzung am 07. Dezember 2022 mit der Mehrheit der Stimmen aller Mitglieder des Stadtrates die folgende Hauptsatzung beschlossen: 

Funktionsbezeichnungen sind ausschließlich in männlicher Form gehalten, gelten jedoch gleichermaßen für männliche, weibliche und diverse Personen. 

2. Satzung zur Änderung der Satzung über die Entschädigung von 
ehrenamtlicher Tätigkeit für die Stadt Torgau 

Aufgrund von§ 4 in Verbindung mit§ 21 der Sächsischen Gemeindeordnung (SächsGemO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBI. S. 62), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Februar 2022 
(SächsGVBL. S. 134) geändert worden ist, hat der Stadtrat der Stadt Torgau in seiner Sitzung am 07.12.2022 die 
folgende Satzung beschlossen: 

Die Satzung über die Entschädigung von ehrenamtlicher Tätigkeit für die Stadt Torgau wird wie folgt geändert: 

Artikel 1-Änderung 

§ 4 der Satzung erhält folgende Fassung:

§4
,,Friedensrichter“ 

Der Friedensrichter erhält eine monatliche pauschale Aufwandsentschädigung in Höhe von 50,00 Euro, der stellvertre-
tene Friedensrichter in Höhe von 25,00 Euro. 

Artikel 2- Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Torgau, den 12.12.2022

Simon 
Oberbürgermeister

Hinweis nach § 4 Abs. 4 SächsGemO:
Gemäß § 4 Abs. 4 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande 
gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, 
wenn

1.	 die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,
2.	 Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt 

worden sind,
3.	 der Oberbürgermeister dem Beschluss nach§ 52 Abs. 2 SächsGemO wegen 

Gesetzeswidrigkeit widersprochen hat,
4.	 vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist

a)	 die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder
b)	 die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Stadt unter 

Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nummer 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 
genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

Torgau. Ab sofort begibt sich 
die Stadt Torgau auf die Suche 
nach den Sportlern des Jahres 
2022 und das für den gesam-
ten Altkreis Torgau. Die Chan-
cen auf einen Pokal, den Titel 
und tolle Preise haben also alle 
Sportler der Region von Ostel-
bien über Torgau sowie Belgern 
und Schildau bis nach Mockreh-
na und Dommitzsch. „Wir über-
legen seit geraumer Zeit, wie 
wir dem ehrenamtlichen Enga-
gement im Sportbereich wieder 
mehr Anerkennung beimessen 
könnten. Die einstige Sportler-
wahl der Torgauer Zeitung war 
aus unserer Sicht ein wirklich 
gutes Instrument dafür. Deshalb 
haben wir uns entschieden, die-
se Sportlerwahl wieder aufleben 
zu lassen und so im Sportjahr 

ein weiteres Highlight zu schaf-
fen“, erklärt Torgaus Oberbür-
germeister Henrik Simon.
Geehrt werden dann im Rahmen 
eines großen Sportlerballs am 
1. April im Torgauer Kulturhaus 
die besten Sportlerinnen, Sport-
ler, Nachwuchssportler und na-
türlich die erfolgreichsten Mann-
schaften des vergangenen Jah-
res. Die Gewinner werden durch 
eine 50:50-Wertung ermittelt. 
Die Stimmen der Bürger gehen 
ebenso zur Hälfte in die Wer-
tung ein, wie die Einschätzung 
einer Fachjury. Neben der Wür-
digung der reinen sportlichen Er-
folge wird es eine Ehrung für 
den erfolgreichsten Trainer und 
auch einen Sonderpreis für he-
rausragendes Engagement ei-
nes Vereins geben.

Ab sofort können die Vereine 
ihre Sportler für die Ehrung no-
minieren. Senden Sie dafür ein-
fach eine E-Mail an die Presse-
stelle der Stadt Torgau e.jack@

torgau.de natürlich mit einer Auf-
schlüsselung der Leistungen der 
jeweiligen Sportler. Einsende-
schluss für die Vorschläge ist 
der 28. Januar 2023. 
Im Anschluss stellt eine Fach-
jury aus Sportexperten der Re-
gion einen Tippschein zusam-
men. Über die konkreten Abstim-
mungsmodalitäten informieren 
wir in Kürze. Hier bedarf es noch 
der Klärung letzter Details.
Die Vorbereitungen für die Sport-
lergala laufen bereits auf Hoch-
touren, das Unterhaltungspro-
gramm ist in Arbeit. „Das wird 
ein spektakulärer Abend für die 
und mit den besten Sportlern 
der Region“, garantiert Kultur-
hauschefin Victoria Troka, die 
für die Programmgestaltung ver-
antwortlich zeichnet. 

Gesucht: Die Sportler 
des Jahres 2022!

Stadt Torgau lässt beliebten Wettbewerb wieder aufleben/
Sportlerball am 1. April im Kulturhaus

Fotos: pixabay
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§10
Jugend- und Sozialausschuss

(1) Der Geschäftskreis des Jugend- und Sozialaus-
schusses umfasst folgende Aufgabengebiete:
Nr. 1	 Kinder- und Jugensangelegenheiten, 
Nr. 2	 Schulangelegenheiten, Angelegenheiten 

nach dem Kindertagesstättengesetz, 
Nr. 3	 oziale und kulturelle Angelegenheiten, 
Nr. 4	 Demokratie und Vielfalt, 
Nr. 5 	 Sport.

(2) In seinem Geschäftskreis ist der Jugend- und So-
zialausschuss insbesondere zuständig für:
Nr. 1	 die Aufstellung von Richtlinien und 

Grundsätzen für die Förderung von Ein-
richtungen, Diensten und Veranstaltungen 
für Jugendliche sowie Jugendförderung im 
besonderen Einzelfall,

Nr. 2 	 Erörterung aktueller Probleme und The-
men sowie die Erarbeitung von Lösungen, 

Nr. 3 	 aktive Zusammenarbeit mit dem Jugend-
parlament der Stadt Torgau.

(3)	 Der Jugend- und Sozialausschuss besteht aus dem 
Oberbürgermeister als Vorsitzenden und sechs 
weiteren Mitgliedern des Stadtrates. Der Stadtrat 
bestellt die Mitglieder des Ausschusses und deren 
Stellvertreter in gleicher Zahl widerruflich aus sei-
ner Mitte.

(4)	Der Vorsitzende des Jugendparlamentes soll vom 
Stadtrat als beratendes Mitglied des Ausschusses 
bestellt werden. Auf Vorschlag der Fraktionen kann 
der Stadtrat außerdem bis zu vier sachkundige Ein-
wohner als beratende Mitglieder des Ausschusses 
bestellen. Die Bestellung kann widerrufen werden.

(5)	Der Jugend- und Sozialausschuss ist für die Vorbe-
ratung der in§ 10 Abs. 1 beschriebenen Aufgaben-
gebiete zuständig.

(6)	Der Jugend- und Sozialausschuss besitzt ein An-
tragsrecht gegenüber dem Stadtrat und ist berech-
tigt dem Stadtrat einen Entscheidungsvorschlag zu 
unterbreiten. Die Entscheidung über die Anträge 
trifft der Stadtrat.

§ 12
Ältestenrat 

Es wird ein Ältestenrat gebildet, der den Oberbürger-
meister in Fragen der Tagesordnung und des Ganges 
der Verhandlungen berät. Das Nähere regelt die Ge-
schäftsordnung. 

ZWEITER ABSCHNITT  
OBERBÜRGERMEISTER 

§13
Rechtsstellung des Oberbürgermeisters

(1)	Der Oberbürgermeister ist Vorsitzender des Stadt-
rates und Leiter der Stadtverwaltung. Er vertritt die 
Gemeinde.

(2)	Der Oberbürgermeister ist hauptamtlicher Beam-
ter auf Zeit. Seine Amtszeit beträgt sieben Jahre.

§14
Aufgaben des Oberbürgermeisters

(1)	 Der Oberbürgermeister ist für die sachgemäße Er-
ledigung der Aufgaben und den ordnungsgemäßen 
Gang der Gemeindeverwaltung verantwortlich und 
regelt die innere Organisation der Gemeindever-
waltung. Er erledigt in eigener Zuständigkeit die 
Geschäfte der laufenden Verwaltung und die ihm 
sonst durch Rechtsvorschrift oder vom Stadtrat 
übertragenen Aufgaben.

(2)	Dem Oberbürgermeister werden folgende Aufga-
ben zur Erledigung dauernd übertragen, soweit es 
sich nicht bereits um Geschäfte der laufenden Ver-

waltung und die ihm sonst durch Rechtsvorschrift 
oder vom Stadtrat übertragene Aufgaben handelt:
Nr. 1	 die Zustimmung zu über- und außerplan-

mäßigen Auszahlungen bis zu 25.000 € im 
Einzelfall, soweit sie nicht innerhalb des 
Budgets gedeckt werden können,

Nr. 2	 die Zustimmung zu über- und außerplan-
mäßigen Aufwendungen bis zu 25.000 € im 
Einzelfall, soweit die wirtschaftliche Verur-
sachung noch nicht eingetreten ist und eine 
Deckung innerhalb des Budgets nicht mög-
lich ist, 

Nr. 3	 die Bestätigung der über- und außerplan-
mäßigen Aufwendungen bis zu 25.000 € 
im Einzelfall, soweit deren wirtschaftliche 
Verursachung bereits eingetreten ist und 
eine Deckung innerhalb des Budgets nicht 
möglich ist, 

Nr. 4	 die Ernennung, Einstellung, Höhergrup-
pierung und Entlassung von Beamten der 
Laufbahngruppen einfacher, mittlerer so-
wie gehobener Dienst bis einschließlich 
Besoldungsgruppe A 9 und von Beschäf-
tigten bis zur Entgeltgruppe TvöD 9a, 9b 
und 9c, von Aushilfen, Beamtenanwärtern, 
Auszubildenden, Praktikanten und anderen 
in Ausbildung stehenden Personen sowie 
bei einer zeitweisen Übertragung einer Tä-
tigkeit, 

Nr. 5	 die Bewilligung von nicht durch das Bud-
get gedeckten Zuschüssen bis zu 2.500 € im 
Einzelfall,

Nr. 6	 die Vergabe von Aufträgen für Lieferungen 
und Dienstleistungen nach der Vergabe- 
und Vertragsordnung für Leistungen - aus-
genommen Bauleistungen - bei Auftrags-
werten bis zu 50.000 € im Einzelfall, 

Nr. 7	 die Stundung von Forderungen bis zu ei-
nem Betrag von 25.000 € im Einzelfall, 

Nr. 8	 der Verzicht auf Ansprüche/ Erlass von An-
sprüchen der Stadt oder die Niederschla-
gung solcher Ansprüche bei einem Betrag 
bis 10.000 € im Einzelfall, 

Nr. 9	 die Führung von Rechtsstreitigkeiten, wenn 
der Streitwert im Einzelfall nicht mehr als 
250.000 € beträgt,

Nr. 10	der Abschluss von gerichtlichen und außer-
gerichtlichen Vergleichen bei einem Wert 
des Verzichts, der Anerkennung oder des 
Zugeständnisses über gesetzliche Wert-
grenzen hinaus bis zu einem Wert von 
10.000 € im Einzelfall,

Nr. 11	die Veräußerung, der Erwerb und Tausch 
von Grundeigentum oder grundstücksglei-
chen Rechten bis zu einem Buchwert von 
25.000 € im Einzelfall,

Nr. 12	die dingliche Belastung von Grundeigen-
tum oder grundstücksgleichen Rechten 
sowie Löschungen und Rangrücktritte, wo 
Rechte noch vorhanden sind, bis zu einem 
Buchwert von 12.500 € im Einzelfall,

Nr. 13	Verträge über die Nutzung von bewegli-
chem Vermögen sowie von Grundstücken 
bis zu einem jährlichen Miet- oder Pacht-
wert von 7.500 € im Einzelfall, bei stadt-
eigenen Wohnungen und Garagen in unbe-
schränkter Höhe,

Nr. 14	die Veräußerung von sonstigen Teilen des 
Anlagevermögens im Buchwert bis zu 
10.000 € im Einzelfall,

Nr. 15	der Abschluss von Verträgen mit Organi-
sations- und Wirtschaftsberatern, Rechts-
anwaltskanzleien, Architekten, Ingenieuren 
und Gutachtern bei einem Honorar bis zu 

25.000 € im Einzelfall,
Nr. 16	der Abschluss von Wartungsverträgen bei 

einem Jahresbetrag bis zu 25.000 € im Ein-
zelfall,

Nr. 17	der Erwerb von Kunstgegenständen und die 
künstlerische Gestaltung durch Plastiken 
und ähnlichem Schmuck bis zu einem Wert 
von 5.000 €,

Nr. 18	die Planung und Ausführung von kommu-
nalen Bauvorhaben, die Art und Weise der 
Ausführung und das Finanzierungsmodell 
bei voraussichtlichen oder tatsächlichen 
Gesamtbaukosten bis zu 50.000 € im Ein-
zelfall,

Nr. 19	die Vergabe von Lieferungen und Leistun-
gen für die Bauausführung nach der Ver-
gabe- und Vertragsordnung für Bauleistun-
gen bei Auftragswerten bis zu 50.000 € im 
Einzelfall, während der Sommerpause des 
Stadtrates in unbegrenzter Höhe,

Nr. 20	die Anerkennung der Schlussrechnung von 
Bauvorhaben bei einer Gesamtsumme bis 
zu 50.000 € im Einzelfall,

Nr. 21	die Erteilung von Genehmigungen und Zwi-
schenbescheiden für Vorhaben und Rechts-
vorgänge nach dem zweiten Kapitel des 
Baugesetzbuches (besonderes Städtebau-
recht) bei Modernisierungs- und lnstand-
setzungsmaßnahmen bei einem Eigenanteil 
der Stadt bis zu 50.000 € im Einzelfall, bei 
Sicherungs- und Abbruchmaßnahmen bei 
einem Eigenanteil der Stadt bis zu 25.000 € 
im Einzelfall,

Nr. 22	beantragte Stellplatzablösungen bei einer 
Größenordnung bis zu 10 Stellplätzen,

Nr. 23	der Abschluss von Versicherungsverträgen 
in unbeschränkter Höhe,

Nr. 24	die Bestellung des behördlichen Daten-
schutzbeauftragten,

Nr. 25	die Annahme oder Vermittlung von Spen-
den, Schenkungen und ähnlichen Zuwen-
dungen zugunsten von Museen, Biblio-
theken und Archiven, deren Träger die 
Gemeinde ist, sowie für die Annahme oder 
Vermittlung von Spenden, Schenkungen 
und ähnlichen Zuwendungen im Einzelfall 
bis zu einem Wert von 50 Euro.

(3)	 Der Oberbürgermeister muss Beschlüssen des 
Stadtrates widersprechen, wenn er der Auffassung 
ist, dass sie rechtswidrig sind; er kann ihnen wider-
sprechen, wenn er der Auffassung ist, dass sie für 
die Gemeinde nachteilig sind. Der Widerspruch 
muss unverzüglich, spätestens jedoch binnen zwei 
Wochen nach Beschlussfassung gegenüber den 
Stadträten ausgesprochen werden. Der Wider-
spruch hat aufschiebende Wirkung. Gleichzeitig ist 
unter Angabe der Widerspruchsgründe eine Sitzung 
einzuberufen, in der erneut über die Angelegenheit 
zu beschließen ist; diese Sitzung hat spätestens vier 
Wochen nach der ersten Sitzung stattzufinden. Ist 
nach Ansicht des Oberbürgermeisters auch der neue 
Beschluss rechtswidrig, muss er ihm erneut wider-
sprechen und unverzüglich die Entscheidung der 
Rechtsaufsichtsbehörde über die Rechtmäßigkeit 
herbeiführen.

(4)	Absatz 3 gilt entsprechend für Beschlüsse, die 
durch beschließende Ausschüsse gefasst werden. 
In diesen Fällen hat der Stadtrat über den Wider-
spruch zu entscheiden.

§ 15
Stellvertretung

(1)	Der Stadtrat bestellt aus seiner Mitte einen oder 
mehrere Stellvertreter des Oberbürgermeisters. 

Die Stellvertretung beschränkt sich auf die Fälle 
der Verhinderung. Die Stellvertreter werden nach 
jeder Wahl des Stadtrates neu bestellt. Sie werden 
in der Reihenfolge der Stellvertretung je in einem 
besonderen Wahlgang gewählt. Sind alle bestellten 
Stellvertreter vorzeitig ausgeschieden oder sind im 
Fall der Verhinderung des Oberbürgermeisters 
auch alle Stellvertreter verhindert, hat der Stadtrat 
unverzüglich einen oder mehrere Stellvertreter neu 
oder auf die Dauer der Verhinderung zusätzlich zu 
bestellen.

(2)	Die Stellvertretung nach Absatz 1 dieser Satzung 
beschränkt sich auf den Vorsitz im Stadtrat und 
die Vorbereitung seiner Sitzungen gemäß§ 36 
SächsGemO sowie auf die Repräsentation der Ge-
meinde. Der Oberbürgermeister bestellt im Ein-
vernehmen mit dem Stadtrat einen oder mehrere 
geeignete Bedienstete, die ihn in den Fällen der 
Verhinderung im Übrigen vertreten;§ 28 Absatz 4 
Satz 2 SächsGemO gilt entsprechend. Die Bestel-
lung und die Bestimmung der Reihenfolge nimmt 
der Oberbürgermeister vor. Die Bestellung kann 
widerrufen werden.

 16
Gleichstellungsbeauftragter

(1)	Der Oberbürgermeister bestellt einen Beauftragten 
für die Gleichstellung von Frau und Mann.

(2)	Der Gleichstellungsbeauftragte ist in der Aus-
übung seiner Tätigkeit unabhängig und kann an 
den Sitzungen des Stadtrates und der für seinen 
Aufgabenbereich zuständigen Ausschüssen mit 
beratender Stimme teilnehmen.

ZWEITER TEIL  
MITWIRKUNG DER EINWOHNER 

§ 17
Einwohnerversammlung

(1)	Allgemein bedeutsame Gemeindeangelegenheiten 
sollen mit den Einwohnern erörtert werden. Zu 
diesem Zweck soll der Stadtrat mindestens zwei-
mal im Jahr eine Einwohnerversammlung anbe-
raumen. Einwohnerversammlungen können auf 
Gemeindeteile beschränkt werden.

(2)	Eine Einwohnerversammlung ist anzuberaumen, 
wenn dies von den Einwohnern beantragt wird. 
Der Antrag muss unter Bezeichnung der zu er-
örternden Angelegenheiten schriftlich eingereicht 
werden; die elektronische Form ist ausgeschlos-
sen. Der Antrag muss von mindestens 5 Prozent 
der Einwohner der Stadt Torgau, die das 16. Le-
bensjahr vollendet haben, unterzeichnet sein.

§ 18
Einwohnerantrag

(1)	Der Stadtrat muss Gemeindeangelegenheiten, für 
die er zuständig ist, innerhalb von drei Monaten 
behandeln, wenn dies von den Einwohnern bean-
tragt wird.

(2)	Der Antrag muss unter Bezeichnung der zu be-
handelnden Angelegenheit schriftlich eingereicht 
werden. Der Antrag muss von mindestens 5 Pro-
zent der Einwohner der Stadt Torgau, die das 16. 
Lebensjahr vollendet haben, unterzeichnet sein.

§19
Bürgerbegehren 

Die Durchführung eines Bürgerentscheides nach § 
24 SächsGemO kann schriftlich von den Bürgern der 
Gemeinde beantragt werden (Bürgerbegehren); die 
elektronische Form ist ausgeschlossen. Das Bürgerbe-

gehren muss mindestens von 5 Prozent der Bürger der 
Stadt unterzeichnet sein.

DRITTER TEIL 
ORTSCHAFTSVERFASSUNG 

§20
Ortschaftsräte

(1)	 In den Ortsteilen Beckwitz, Graditz, Loßwig, 
Mehderitzsch (mit Kranichau), Melpitz, Staupitz, 
Weßnig (mit Bennewitz und Kunzwerda) und Zin-
na (mit Welsau) wird die Ortschaftsverfassung ein-
geführt.

(2)	Für die vorgenannten Ortschaften wird jeweils 
ein Ortschaftsrat gebildet. Vorsitzender des Ort-
schaftsrates ist der Ortsvorsteher. Die Zahl der 
Mitglieder in den Ortschaftsräten beträgt in der 
Ortschaft Loßwig 3, in den Ortschaften Beckwitz, 
Mehderitzsch, Staupitz und Weßnig jeweils 4, in 
den Ortschaften Graditz und Melpitz jeweils 5 und 
in der Ortschaft Zinna 6.

(3)	Bürgerentscheide und Bürgerbegehren gemäß§§ 
24, 25 SächsGemO können auch in den Ortschaf-
ten durchgeführt werden.

VIERTER TEIL  
SONSTIGE VORSCHRIFT 

§21
1 nkrafttreten/ Außerkrafttreten

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Haupt-
satzung der Stadt Torgau vom 21.07.2021 außer Kraft. 

Torgau, den 12.12.2022

Simon 
Oberbürgermeister

Hinweis nach§ 4Abs. 4 SächsGemO:
Gemäß § 4 Abs. 4 SächsGemO gelten Satzungen, 
die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften zustande gekommen sind, ein Jahr nach ihrer 
Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande 
gekommen. Dies gilt nicht, wenn
1.	 die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft 

erfolgt ist,
2.	 Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die 

Genehmigung oder die Bekanntmachung der Sat-
zung verletzt worden sind,

3.	 der Oberbürgermeister dem Beschluss nach § 52 
Abs. 2 SächsGemO wegen Gesetzwidrigkeit wider-
sprochen hat,

4.	 vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist
a)	die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss bean-

standet hat oder
b)	die Verletzung der Verfahrens- oder Formvor-

schrift gegenüber der Stadt unter Bezeichnung 
des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen 
soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nummer 3 oder 4 gel-
tend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung 
geltend machen.

Gesucht: Die Sportler 
des Jahres 2022!

Händler kommen zum Stammtisch zusammen

Torgau. Für Donnerstag, den 12. Ja-
nuar, haben die Stadt Torgau und In-
nenstadtmanagerin Stefanie Stramm 
zum ersten Händlerstammtisch ein-
geladen. Ab 18.15 Uhr geht es im 

Rathaus um eine Auswertung zur Ein-
führung des Stadtgutscheins, einen 
Ausblick und Wünsche der Händler 
für das neue Jahr sowie das Stadt-
jubiläum „1050 Jahre Torgau“.
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Torgau. Mit „Mozart in Jazz“ und 
Stephan König am Klavier startet 
die Reihe der Rathauskonzerte in 
diesem neuen Jahr 2023. Am 20. 
Januar ab 19.30 Uhr ist der Kla-
vier-Virtuose mit seinen Jazz-Impro-
visationen zu Themen von Wolfgang 
Amadeus Mozart im Festsaal zu er-
leben. Hauptwerk des Abends ist 
das Klavierkonzert in A-Dur (KV 488), 
dazu wird das „Lied der Trennung“ 
zum „Blues der Trennung“ und die 
„Kleine Nachtmusik“ wird zur „Jaz-
zigen Nachtmusik“ – klassisch vir-
tuos und jazzig improvisativ.
Stephan König wurde 1963 in Ber-
lin geboren, studierte nach dem Be-
such der Spezialschule für Musik 
Halle/S. an der Hochschule für Mu-
sik „Felix Mendelssohn Bartholdy“ 
Leipzig die Hauptfächer Klavier, 
Komposition und Dirigieren und ist 
seither freischaffend tätig. Er ist 
mehrfacher Preisträger nationaler 
und internationaler Wettbewerbe. 
Seit 1998 leitet er das von ihm ge-
gründete „LeipJAZZig-Orkester“ und 
seit 2007 das Kammerorchester 
‚artentfaltung‘. 
„Für mich ist Improvisation eine 
gleichberechtigte Kunstform neben 
der Komposition. Der Vorteil der Im-
provisation gegenüber der Kompo-
sition ist, dass der Interpret viel di-
rekter auf die jeweilige Situation 
des Konzertes eingehen kann - d.h. 

auf Raum, Instrument, Ausstrah-
lung der Zuhörer und insbesonde-
re auch auf den eigenen emotiona-
len momentanen Zustand. 
Dieser Konzert-Abend ist gebunden 
an musikalische Themen und Aus-
drucksformen von Wolfgang Ama-
deus Mozart, d.h. es werden beide 
Kunstformen - Improvisation und 
Komposition - verschmolzen“, kün-
digt der Künstler selbst an.

Der Kartenvorverkauf - 12 Euro pro 
Ticket - für das erste Rathauskon-
zert des Jahres startet ab dem  
9. Januar im Torgau Shop. 

Das Jahr startet mit 
König am Klavier

Die Rathauskonzert-Reihe „ErstKLASSIK“ 
wird am 20. Januar eröffnet

� Foto: Jörg Singer 

Entsorgung von Weihnachtsbäumen 
erfolgt am 14. Januar

Standort Pressfahrzeug Uhrzeit

Kohlmeisenweg/Parkplatz 08.00 bis 08.30 Uhr

Zinnaer Straße/Nische gegenüber Sparkasse 08.45 bis 09.15 Uhr

Röhrweg/Ecke Strandbadweg 09.30 bis 10.00 Uhr

Süptitzer Weg/Ecke Naundorfer Straße 10.15 bis 10.45 Uhr

Rosa-Luxemburg-Platz 11.00 bis 11.30 Uhr

Promenade 12.00 bis 12.30 Uhr

Torgau. Im Auftrag des Landkreises 
erfolgt die entgeltfreie Entsorgung 
von Weihnachtsbäumen durch die 
Abfallwirtschaft Torgau-Oschatz GmbH 
am 14. Januar. 
Angenommen werden nur Weihnachts-
bäume, bei denen vorher sämtlicher 

Baumschmuck entfernt wurde, um 
im Anschluss eine ordnungsgemä-
ße Kompostierung zu gewährleisten. 
In Torgau erfolgt am Sonnabend, 
14.01.2023 die Entsorgung der Weih-
nachtsbäume über Pressfahrzeuge 
wie folgt. Stellenausschreibungen

Die Stadtverwaltung Torgau hat folgende Stellen neu zu besetzen: 

• Sachbearbeiter (m/w/d) der 

 unteren Bauaufsichtsbehörde
• Systemadministrator (m/w/d)

• Sachbearbeiter (m/w/d) Dezernat IV Soziales, 
 befristet als Elternzeitvertretung

• Ausbildung zum Verwaltungsfachangestellten (m/w/d)  

 in der Fachrichtung Landes- und Kommunalverwaltung

Weitere Informationen entnehmen Sie bitte der ausführlichen Ausschreibungen 
unter www.torgau.eu/rathaus-politik/rathaus/stellenausschreibungen. 
Für Fragen steht Ihnen Frau Susanne Felscher-Eichler unter der Rufnummer 
03421-748 122 gern zur Verfügung.  

Simon
Oberbürgermeister


